Deutscher Bundestag 

17. Wahlperiode 


Drucksache 17/12792 


18 . 03 . 2013 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Hans-Joachim Hacker, 

Sabine Bätzing-Lichtenthäler, Sören Bartol, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 
- Drucksache 17/12580 - 


Attraktivität und Marketing im Wassertourismus und Wassersport 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Wassertourismus und Wassersport haben in Deutschland Tradition. In den letz- 
ten Jahren ist das Interesse in der Bevölkerung für diesen Freizeit- und Sport- 
bereich gestiegen. Auch für Bürgerinnen und Bürger mit geringem Einkommen 
und Familien mit Kindern können in diesem Bereich interessante Möglichkeiten 
der Freizeit- und Urlaubsgestaltung erschlossen werden. 

Für die Tourismuswirtschaft haben die Bundeswasserstraßen eine heraus- 
ragende Bedeutung. Über sie können Wassertouristen und Wassersportler 
Reviere erschließen und natumahe Erholung erfahren. Die Länder Mecklen- 
burg-Vorpommern und Brandenburg sind die Regionen mit dem größten An- 
gebot an natürlichen Ressourcen im Bereich der touristischen Wasserstraßen. 
Wassertouristen und Wassersportler, ihre Vereine, aber auch kleine und mittel- 
ständische Unternehmen der Wassertourismusbranche erwarten, dass das tou- 
ristische Wasserstraßeimetz erhalten und den spezifischen Bedürfnissen ent- 
sprechend ausgebaut wird. Dies betrifft im Bereich der Infrastruktur insbeson- 
dere den Ausbau von Anlegestegen, Bootsschleusen und die Aufstellung von 
Piktogrammen. Die Nutzung der Potenziale für Wassertourismus und Wasser- 
sport in Deutschland setzt den Erhalt und Ausbau der betreffenden Binnen- 
wasserstraßen voraus. 

Bei der Betrachtung der volkswirtschaftlichen Bedeutung der touristischen 
Wasserstraßen ist neben ihrer Verkehrsfunktion auch die Auswirkung eines 
funktionierenden Wasserstraßennetzes auf die Regional- und Stadtentwicklung 
sowie die Standortqualität der Tourismuswirtschaft der Regionen einzubezie- 
hen. 

Die von der Bundesregierung eingeleitete Reform der Wasser- und Schifffahrts- 
verwaltung wird dieser Zielstellung nicht gerecht, sondern stuft die für den Was- 
sertourismus und Wassersport bedeutsamen Wasserwege, die sich vor allem in 
Mecklenburg- Vorpommern und Brandenburg befinden, als „sonstige Wasser- 
straßen“ ohne klare Perspektive hinsichtlich der künftigen Erhaltungsmaß- 
nahmen ein. Damit negiert die Bundesregierung auch die Verpflichtungen aus 
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den beiden in der letzten Legislaturperiode von den damaligen Koalitions- 
fraktionen der CDU, CSU und SPD angenommenen Anträgen des Deutschen 
Bundestages. 

Dabei handelt es sich um den Antrag vom 23 . Mai 2007 „Attraktivität des Wasser- 
tourismus und des Wassersports stärken“ (Bundestagsdrucksache 16/5416) und 
den Antrag vom 1 5 . Oktober 2008 „Infrastruktur und Marketing für den Wasser- 
tourismus in Deutschland verbessern“ (Bundestagsdrucksache 16/10593). 

Die Aufträge aus diesen beschlossenen Anträgen sind durch die Bundesregie- 
rung nur unvollständig umgesetzt worden. Die abschließenden Umsetzungs- 
berichte der Bundesregierung stehen noch aus. 


1. Wird die Bundesregierung die Aufträge aus den beiden Anträgen „Infra- 
struktur und Marketing für den Wassertourismus in Deutschland verbessern“ 
(Bundestagsdrucksache 16/10593) und „Attraktivität des Wassertourismus 
und des Wassersports stärken“ (Bundestagsdrucksache 16/5416) realisieren, 
und welcher zeitliche Rahmen ist für die Erfüllung der Aufträge des Parla- 
ments vorgesehen? 

1. „Infrastruktur und Marketing für den Wassertourismus in Deutschland ver- 
bessern“ 

Den mit dem Antrag „Infrastruktur und Marketing für den Wassertourismus in 
Deutschland verbessern“ verbundenen Auftrag, die organisatorischen, personel- 
len und finanziellen Voraussetzungen zur Verbesserung der wassertouristischen 
Infrastruktur zu untersuchen, hat die Bundesregierung dadurch erfüllt, dass sie 
entsprechende Gutachten eingeholt und ausgewertet hat. 

Die vorliegenden und der interessierten Öffentlichkeit bereits vorgestellten Vor- 
schläge zielen darauf, die bestehende, entwicklungshemmende Konkurrenz- 
situation zwischen dringend erforderlichen verkehrsbezogenen Maßnahmen 
und Maßnahmen an ausschließlich wassertouristisch genutzten Gewässern auf- 
zulösen. 

Verschiedene Interessengrappierungen, insbesondere der motorisierte und der 
muskelbetriebene Wassersport sowie mehrere Länder lehnen die Vorschläge ab. 

Sie bestehen darauf, dass auch die nur noch für den Wassersport und den Was- 
sertourismus bedeutenden Gewässer weiterhin von der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung wie Bundeswasserstraßen betrieben werden. 

2. „Attraktivität des Wassertourismus und des Wassersports stärken“ (Bundes- 
tagsdracksache 16/5416)“: 

Zu den Nummern 1, 4, 5, 8, 9 und 12 wurde bereits in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage „Rahmenbedingungen für den Wassertouris- 
mus“ auf Bundestagsdracksache 17/6674 abschließend Stellung genommen. 

Zu Nummer 2 

Dieser Auftrag ist realisiert. 

Zu Nummer 3 

Das Schiffsunfalldatenbankgesetz (SchUnfDatG) wird voraussichtlich am 
1. Januar 2014 in Kraft treten. Die Datenbank wird im Laufe des Jahres 2014 
ihren Betrieb aufnehmen. 

Zu Nummer 6 

An der Zusammenführang der Rechtsvorschriften über die Sport- und Freizeit- 
schifffahrt wird weiterhin gearbeitet. 
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Zu Nummer 7 

Dieser Auftrag ist ebenfalls realisiert. 

Zu Nummer 10 

Die Überprüfung der Kennzeichnungspflicht von Kleinfahrzeugen im Binnen- 
und im Seebereich wurde wegen prioritär zu erledigender Aufgaben zurückge- 
stellt. 

Zu Nummer 1 1 

Dieser Auftrag ist ebenfalls realisiert. 

Zu Nummer 13 

Der Bundesregierung liegen keine Hinweise darauf vor, dass die Dieseltreib- 
stoffversorgung von Sportbooten noch problematisch ist. 


2. Mit welchen konkreten Ergebnissen hat die Bundesregiemng die Zusagen 
in ihrer Antwort vom 26. Juli 2011 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
SPD „Rahmenbedingungen für den Wassertourismus“ (Bundestagsdmck- 
sache 17/6674) umgesetzt? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


3. Welche konkreten Pläne verfolgt die Bundesregierung hinsichtlich der 
Erhaltungsmaßnahmen für Binnenwasserstraßen, die von ihr als „sonstige 
Wasserstraßen“ eingestuft wurden? 

Die Nutzbarkeit der „sonstigen Wasserstraßen“ soll grandsätzlich erhalten wer- 
den, wenn dies wirtschaftlich vertretbar ist und entsprechende Haushaltsmittel 
zur Verfügung stehen. 


4. Verfolgt die Bundesregierung weiterhin das Ziel einer teilweisen Nutzer- 
finanzierung von touristischen und durch den Wassersport genutzten Binnen- 
wasserstraßen durch Einfühmng einer Vignette bzw. durch eine andere 
Lösungsvariante? 

Zurzeit plant die Bundesregierung keine Einführung einer Bootsvignette. Im 
Übrigen wird auf Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


5. Welche Schlussfolgemng zieht die Bundesregierang aus der massiven Kritik 
von Wassertourismus- und Wassersportverbänden an der Reform der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung (z. B. Deutscher Motoryachtverband e. V., 
Landesverbände Motorbootsport Rheinland-Pfalz und Hessen sowie deren 
Mitgliedsvereine an der Lahn, Deutscher Olympischer Sportbund - DOSB, 
Allgemeiner Deutscher Automobil Club e. V. und Bundesvereinigung 
Kanu e. V.)? 

Die Festlegung von Zuständigkeiten, Aufgaben, der Aufbauorganisation und der 
Standorte von Behörden der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
(WSV) obliegt allein dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung (BMVBS) als zuständige oberste Bundesbehörde. Eine Beteiligung 
Dritter an diesen Entscheidungen scheidet grundsätzlich aus. Gleichwohl ist das 
BMVBS für Bedenken und Anregungen aus den Regionen hierzu dankbar und 
wird diese im Rahmen der Abwägung berücksichtigen. 
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Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat die Bundesregierung in 
seinem Beschluss vom 26. September 2012 u. a. aufgefordert, neben der Ein- 
richtung der Generaldirektion für Wasserstraßen und Schifffahrt, die im 5. Be- 
richt zur Reform der WSV vorgeschlagene Ämterstruktur zu überprüfen. Diese 
Überprüfung wird, unter Einbeziehung aller Ämter, bis Oktober 2013 erfolgen. 
Unabhängig vom Ergebnis der Überprüfung wird sich die Qualität der Aufgaben- 
erledigung der WSV in der Region durch diese Organisationsentscheidungen 
nicht verschlechtern. Insbesondere werden die Eigentümerverpflichtungen des 
Bundes weiterhin vollumfänglich erfüllt. 

Es liegt im Interesse der Bundesregierung, die guten Bedingungen für den Was- 
sersport und den Wassertourismus in Deutschland zu erhalten und zu verbessern. 
Angesichts der begrenzten personellen und finanziellen Ressourcen sollte die 
Konkurrenz zwischen dringend erforderlichen Maßnahmen an verkehrlich be- 
deutenden Wasserstraßen und den Maßnahmen zum Erhalt der wassertouristi- 
schen Infrastruktur aufgelöst werden. 

Im Übrigen wird auf Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


6. Hat die Bundesregierung zwischenzeitlich die Kritik der im DOSB in mehr 
als 91 000 Vereinen organisierten 27,8 Millionen Mitglieder untersucht, und 
zu welchem Ergebnis kommt die Bundesregierung bei der Prüfung der ein- 
zelnen Forderungen im Beschlusses der Mitgliederversammlung des DOSB 
vom 8. Dezember 2012? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 


7. Welche Erkenntnisse hinsichtlich der Entwicklung der Infrastruktur und der 
Steigemng der Attraktivität von Wassertourismus und Wassersport hat die 
Bundesregierung aus dem Pilotprojekt „Wassertourismusinitiative Nord- 
brandenburg (WIN)“ gezogen, und sind diese Erfahrungen zur Verallgemei- 
nerung für andere vergleichbare Binnenwasserstraßen (z. B. Müritz-Elde- 
Wasserstraßen) geeignet? 

Die Bundesregierung hält grundsätzlich die Verhältnisse an der Oberen-Havel- 
Wasserstraße (WIN-Gebiet) für vergleichbar mit denen an der Müritz-Elde- 
Wasserstraße und der Müritz-Havel-Wasserstraße mit den Nebengewässem. Im 
Übrigen wird auf Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


8 . Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur Erhaltung und zum Aus- 
bau von Schleusenanlagen und Anlegestellen an Binnenwasserstraßen mit 
touristischer und wassersportlicher Bedeutung, die sich in Bundeshoheit 
befinden? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 


9. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus den Grundlagenunter- 
suchungen zum Wassertourismus (2003) und zum Kanutourismus (2005), 
und welche konkreten Handlungsempfehlungen leitet sie daraus ab? 

Die Bundesregierung leitet ihre Handlungsempfehlungen aus den von ihr selbst 
veranlassten Untersuchungen ab. Bestandteil der Untersuchungen zur Schaffung 
der organisatorischen, personellen und finanziellen Voraussetzungen zur Ver- 
besserung der wassertouristischen Infrastruktur war eine umfangreiche Litera- 
turrecherche, bei der auch die genannten Quellen herangezogen wurden. 
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10. Nimmt die Bundesregierung die Kritik von Wirtschafts- und Tourismus- 
verbänden im Bereich des Wassersports an der Novelle der Sportboot- 
vermietungsverordnung (Artikel 2 § 6) auf, wonach eine Bootsvermietung 
nur noch ohne Bootsführer zulässig ist, um nach einer Neubewertung den 
kleinen Schifffahrtsuntemehmen wieder eine Arbeitsplatzperspektive für 
Mitarbeiter zu geben? 

Das BMVBS wird die Ausnahmeregelung des § 4a Absatz 4 der BinnenschifFs- 
untersuchungsordnung nochmals überprüfen. 


1 1 . Welche Maßnahmen plant die Bundesregierang, um den Wassersport und 
Wassertourismus in der Wasserstraßenpolitik des Bundes zu berücksich- 
tigen? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 
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